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DIE LINKE

Betreff:

Sozialen Wohnungsbau in Wiesbaden-Mitte reaktivieren  

Antragstext:

Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Die Stadt unternimmt in Zusammenarbeit mit dem Städtischen Wohnungsbau und den 
Wohnungsgenossenschaften, wie GWW usw. Anstrengungen, den Bau von Sozialwohnungen in 
Wiesbaden Mitte wieder deutlich zu erhöhen. Dazu sollen alle Möglichkeiten der Förderung durch 
Land und Bund eruiert und ausgeschöpft werden.
Bei den notwendigen Planungsüberlegungen und Schritten sollten folgende Aspekte besonders

        - Neben barrierefreien und altersgerechten Wohnungen sollten insbesondere
          auch Wohnungen für Familien mit mehr als zwei Kindern berücksichtigt
          werden.
     

Der Magistrat Wiesbaden wird beauftragt möglichst zeitnah in einem ersten Zwischenschritt den 
jetzigen Bestand an Sozialwohnungen zu dokumentieren und insbesondere eine Bedarfsanalyse 
zu erarbeiten.

Begründung:

Auch in Wiesbaden zeigt sich schon seit einiger Zeit, dass der Bedarf an bezahlbarem Wohnraum 
deutlich gestiegen ist. Gleichzeitig sind aber die Bemühungen im Sozialen Wohnungsbau 
kontinuierlich nach unten gefahren worden.

Das Interesse am Zuzug in unsere Stadt ist nach Jahren der Stagnation wieder erkennbar 
gestiegen. Ebenso lässt sich nicht leugnen, dass Armutsphänomene auch bei uns vermehrt 
anzutreffen sind.  Selbst der Hessische Mieterbund kritisiert, das in Hessen eine soziale 
Wohnungspolitik so gut wie nicht stattfindet.

Bezahlbarer und menschenwürdiger Wohnraum stellt für uns ein grundsätzliches Menschenrecht 
dar. Deshalb ist es aus unserer Sicht auch eine der einvernehmlichen Aufgaben einer Kommune, 
Vorsorge und Fürsorge für alle Bürgerinnen und Bürger auf diesem Gebiet zu betreiben. 
Gemeinsam sollten wir uns als Rat darauf verständigen, Land und Bund wieder verstärkt in die 
Pflicht zu nehmen, entsprechende Fördermittel im notwendigen Umfang für die Kommunen zur 
Verfügung zu stellen.

DIE LINKE im Ortsbezirk Wiesbaden fordert, das der Wiesbadener Wohnungsmarktbericht sofort 
vorzulegen ist!

Wiesbaden, 04.12.2012


